
 

Peter Meiwald 
Mitglied des Deutschen Bundestages 

Anlässlich des heutigen Abstimmungsmarathons zu den 
diversen Veränderungen am EEG erklärt Peter Meiwald, 
umweltpolitischer Sprecher der Bundestagsfraktion Bündnis 90 
/ Die GRÜNEN: 
 
Mit dem heute von der Großen Koalition verabschiedeten 
Gesetzespaket wird die Energiewende verschleppt und 
boykottiert. Das Paket beinhaltet die Einführung einer 
Sonnensteuer für Solarstrom und die Möglichkeit, 
Mindestabstandsregeln zwischen Windenergieanlagen und 
Wohnbebauung auf Länderebene im Alleingang festzulegen. Auch 
die Abgeordneten Barbara Woltmann und Stephan Albani (Union) 
und Dennis Rohde (SPD) aus unserem Wahlkreis Oldenburg-
Ammerland haben diesem Gesetzespaket in den namentlichen 
Abstimmungen zugestimmt [Abstimmungsergebnisse in den 
Anlagen].  
 
Nach Aussage sämtlicher Experten in den diversen Anhörungen, 
die die Bundestagsausschüsse im Rahmen der parlamentarischen 
Beratung in den letzten Wochen durchgeführt hatten, bedeuten 
beide Gesetze einen herben Rückschlag für den weiteren Ausbau 
der Erneuerbaren Energien. Betreiber von neuen Solaranlagen 
müssen zukünftig für Strom, den sie selbst verbrauchen, EEG-
Umlage zahlen. Das ist so, als würde man für das Gemüse aus dem 
heimischen Garten Mehrwertsteuer zahlen. Da der Zubau von 
Solaranlagen nach einer Reihe von Vergütungskürzungen ohnehin 
fast zum Erliegen gekommen ist, bedeutet die Einführung dieser 
sogenannten Sonnensteuer vermutlich das Aus für die innovative 
Solartechnologie in Deutschland. 
 
Doch damit nicht genug: Das Gesetzespaket der Koalition 
beinhaltet auch eine sogenannte Länderöffnungsklausel im 
Baugesetzbuch, die es Bundesländern ermöglicht, starre 
Abstandsregelungen zwischen Windenergieanlagen und 
Wohnbebauung zu erlassen. Diese Regelung wurde vom 
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bayerischen Ministerpräsidenten Seehofer in den 
Koalitionsvertrag der Bundesregierung hineinverhandelt und nun 
gegen den fachlichen Rat von Juristen, Naturschützern und 
Klimafreunden umgesetzt. Seehofer plant, in Bayern eine 
Abstandsregelung in zehnfacher Anlagenhöhe zur Wohnbebauung 
einzuführen. Das Umweltbundesamt hat ausgerechnet, dass damit 
statt heute 14 Prozent der Landesfläche nur noch 0,4 Prozent der 
Landesfläche überhaupt für Windenergienutzung in Frage käme. 
Diese Regelung ist verheerend für die Umsetzung der 
Energiewende, denn Windenergie an Land ist der Motor einer 
kostengünstigen Energiewende und der Treiber für 
Bürgerenergieprojekte gerade bei uns in Nordwestniedersachsen. 
Sie ist preiswert und verringert die Anzahl der Stromtrassen, 
wenn die Anlagen über das Land verteilt errichtet werden. Schon 
heute deckt Windenergie 8,4 Prozent des deutschen 
Bruttostromverbrauchs. Das Gesetz ist unnötig, denn bereits jetzt 
können Windkraftanlagen über das kommunale Planungsrecht mit 
Öffentlichkeitsbeteiligung unter Beachtung lokaler Gegebenheiten 
geplant werden. Schlimmer noch: Experten sehen sogar 
verfassungsrechtliche Bedenken der neuen Regelung.   
 
Mit ihrer Zustimmung zu diesen und weiteren für die 
Energiewende schädlichen Regelungen haben unsere 
Abgeordneten von SPD und CDU dem wichtigsten 
Zukunftsprojekt des Landes schweren Schaden zugefügt. Ohne 
Wind- und Solarenergie wird die Energiewende scheitern. Die 
großen Verlierer der heute beschlossenen Gesetze sind der 
Klimaschutz und die 380.000 Menschen, die bereits einen 
Arbeitsplatz in dieser jungen und innovativen Zukunftsbranche 
gefunden haben. Freuen darf sich hingegen die Kohlewirtschaft, 
denn je weniger Erneuerbare Energien ausgebaut werden, desto 
mehr klimaschädliche und unflexible Kohlekraftwerke bleiben am 
Netz. Genau dies scheint jedoch die Absicht von 
Bundeswirtschaftsminister und Kohle-Kumpel Sigmar Gabriel zu 
sein, der das Gesetzespaket auf den Weg gebracht hat. Es ist sehr 
bedauerlich, dass auch die Abgeordneten aus unserem 
Erneuerbare Energien-Cluster Oldenburg sich vor den Karren der 
Kohlelobby haben spannen lassen. Andere Abgeordnete von CDU, 
CSU und SPD waren da bei der namentlichen Abstimmung 
mutiger.  
 
Auch wir Grünen sehen beim EEG Reformbedarf, damit der 
Ökostromausbau weiterhin dynamisch vorangeht und die Kosten 
fair verteilt werden. Doch genau das leistet die schwarz-rote EEG-
Novelle nicht. Und das unsinnige Gesetz zum Mindestabstand von 
Windkraftanlagen gehört im Sinne einer erfolgreichen 
Energiewende schnellstmöglich wieder abgeschafft! 


